
Die Stadtverordnetenversammlung
  
Tagesordnung II Punkt 33 der öffentlichen Sitzung am 11. März 2021

Antrags-Nr. 21-F-21-0015

Öffentliche Ladesäulen für E-Bikes im Stadtgebiet
- Antrag der Fraktionen SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen vom 24.02.2021 - 

E-Bikes boomen und etablieren sich zunehmend als konkurrenzfähiges Fortbewegungsmittel im 
Stadtverkehr. Auf Grund mangelnder Alternativen sind viele NutzerInnen darauf angewiesen, ihre 
Fahrräder zu Hause zu laden und sind wegen der Akkulaufzeit zeitlich und örtlich in ihrer 
Bewegung begrenzt. 
Abhilfe schaffen könnten öffentliche Ladesäulen, an denen bei Bedarf der Akku nachgeladen 
werden kann, z.B. während des Einkaufs, während Museums- oder Konzertbesuchen oder 
während Pausen bei Tagesausflügen am Rhein. Somit könnten E-Bikes flexibler genutzt und bei 
Bedarf auch weitere Strecken zurückgelegt werden. Unter Marketing-Gesichtspunkten könnte 
ESWE-Versorgung durch die Bereitstellung von kostenlosen Ladesäulen im Stadtgebiet punkten, 
da so ein finanziell überschaubarer Beitrag zur Standort- und Tourismusförderung in Wiesbaden 
geleistet werden kann.

Der Ausschuss möge beschließen, 
die Stadtverordnetenversammlung wolle beschließen:
Der Magistrat wird gebeten, 

1. zu prüfen, wo im Stadtgebiet an von Radfahrern besonders frequentierten Orten wie 
Ausflugszielen sowie Einkaufs- und Kulturorten geeignete Abstellflächen mit 
Lademöglichkeit für E-Bikes und E-Lastenräder eingerichtet werden könnten. 

2. dafür einen Finanzierungsvorschlag rechtzeitig zu den Haushaltsberatungen vorzulegen. 

Beschluss Nr. 0034

Der Antrag wird angenommen. 

(antragsgemäß Ausschuss für Planung, Bau und Verkehr 02.03.2021 BP 0026)
 

Dem Magistrat Wiesbaden,     .03.2021
mit der Bitte um weitere Veranlassung im Auftrag

in Vertretung
Kessel

Der Magistrat Wiesbaden,     .03.2021
-16 - im Auftrag

Dezernat V
mit der Bitte um weitere Veranlassung

Bock
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